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Stellungnahmen mit Anregungen 
zur Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (2) BauGB 

sowie der Behörden und sonstiger Träger  
öffentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB 

zum Entwurf des Bebauungsplans „Bahnhofsplatz“  
der Stadt Bad Vilbel 
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Ergebnisse der Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (2) BauGB sowie der Behörden und sonstiger 
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB zum Entwurf des Bebauungsplans „Bahnhofsplatz“ 
der Stadt Bad Vilbel 

An der Unterrichtung gem. § 4 (2) BauGB in der Zeit vom 17.10. – 30.11.2012 wurden 47 Behörden und 
sonstige Träger öffentlicher Belange beteiligt (s. Anlage). 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (2) BauGB fand in der Zeit vom 29.10. – 30.11.2012 statt. 

27 Behörden und sonstige Träger haben geantwortet, davon haben 20 Behörden oder sonstige Träger An-
regungen vorgebracht.  

Seitens der Öffentlichkeit wurden 8 Anregungen vorgebracht. 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 1 Beschlussvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1 
 

Beschlussvorschlag zu 1: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Der Hinweis wird in die Planzeichnung zum Bebauungsplan aufgenommen. 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 1 Beschlussvorschlag 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 2 Beschlussvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

1 
Beschlussvorschlag zu 1: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Ein entsprechender Hinweis wird in den Textteil des Bebauungsplans aufgenom-
men. 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 2 Beschlussvorschlag 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 4 Beschlussvorschlag 
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2 

Beschlussvorschlag zu 1: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Eine entsprechende Festsetzung wird in den Bebauungsplan aufgenommen. 

Beschlussvorschlag zu 2: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Möglichkeit der Nutzung von Photovoltaik in Zusammenhang mit der geplanten 
Überdachung wird im Rahmen der Realisierung bzw. konkreten Entwurfsplanung 
geprüft. 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 5 Beschlussvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1 

Beschlussvorschlag zu 1: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Im Rahmen der Bebauungsplanung wird von dem Instrument der bedingten Fest-
setzung gem. § 9 (2) BauGB Gebrauch gemacht. Die Festsetzungen für den plan-
festgestellten Bereich werden mit der Bedingung verknüpft, dass sie erst zulässig 
sind, wenn die Freistellung der Flächen von Bahnbetriebszwecken durch das Eisen-
bahn-Bundesamt gem. § 23 AEG erfolgt ist. Das bedeutet, dass der Bebauungsplan 
zwar sofort nach Satzungsbeschluss mit der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft 
tritt. Für den planfestgestellten Bereich werden die Festsetzungen jedoch erst nach 
der Freistellung von Bahnbetriebszwecken rechtskräftig.  

Damit wird die Stadt Bad Vilbel im Rahmen ihrer Planungshoheit tätig. Durch die 
Einbeziehung der planfestgestellten Flächen der Bahn in den Geltungsbereich des 
Bebauungsplans wird eine geordnete städtebauliche Entwicklung des Bahnhofsplat-
zes langfristig gewährleistet. Eine frühzeitige Planungssicherheit wird hergestellt. 
Städtebaulichen Fehlentwicklungen kann somit vorgebeugt werden. 

Die gewidmeten und planfestgestellten Bahnflächen sind bereits im Bebauungs-
planentwurf durch eine entsprechende Schraffur (Fläche mit noch gewidmeten 
Bahnanlagen) dargestellt. 

Für einen Teilbereich der im Geltungsbereich des Bebauungsplans liegenden 
Grundstücke der Deutschen Bahn steht die Stadt Bad Vilbel bereits in Verkaufsver-
handlungen. 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 5 Beschlussvorschlag 
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Beschlussvorschlag zu 2: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Die Sicherheit und die Leichtigkeit des Eisenbahnverkehrs auf der angrenzenden 
Bahnstrecke 3900 werden durch den Bebauungsplan „Bahnhofsplatz“ nicht gefähr-
det. 

Beschlussvorschlag zu 3 - 6: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Berücksichtigung der vorgebrachten Hinweise erfolgt im Rahmen der Realisie-
rung. 

Beschlussvorschlag zu 7: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Siehe Beschlussvorschlag zu 1. 

Beschlussvorschlag zu 8: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Die bestehende Linde im Bereich des Treppenaufgangs der neuen Fußgängerunter-
führung wird zum Erhalt festgesetzt. 



Stadt Bad Vilbel –Bebauungsplan „Bahnhofsplatz“ 8 

Anregungen                                                                   Brief Nr. 5 Beschlussvorschlag 
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Beschlussvorschlag zu 9: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Berücksichtigung des vorgebrachten Hinweises erfolgt im Rahmen der Realisie-
rung. 

Beschlussvorschlag zu 10: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Berücksichtigung des vorgebrachten Hinweises erfolgt im Rahmen der Realisie-
rung. Der nördliche Teil der Dieselstraße soll auch zukünftig zur Erschließung der 
angrenzenden Grundstücke genutzt werden. Eine Zufahrtsmöglichkeit ist daher 
sinnvoll. 

Beschlussvorschlag zu 11 - 12: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Berücksichtigung der vorgebrachten Hinweise erfolgt im Rahmen der Realisie-
rung. 

Beschlussvorschlag zu 13: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Ein entsprechender Hinweis wird in den Textteil des Bebauungsplans aufgenom-
men. 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 5 Beschlussvorschlag 
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Beschlussvorschlag zu 14: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Berücksichtigung des vorgebrachten Hinweises erfolgt im Rahmen der Realisie-
rung. 

 

Beschlussvorschlag zu 15: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Berücksichtigung des vorgebrachten Hinweises erfolgt im Rahmen der Realisie-
rung. 

Beschlussvorschlag zu 16 - 21: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Entsprechende Hinweise werden in den Textteil des Bebauungsplans aufgenom-
men. 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 11 Beschlussvorschlag 
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Beschlussvorschlag zu 1: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Berücksichtigung des vorgebrachten Hinweises erfolgt im Rahmen der Realisie-
rung. 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 17 Beschlussvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

1 
Beschlussvorschlag zu 1: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Der Hinweis wird in den Textteil des Bebauungsplans aufgenommen. 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 17 Beschlussvorschlag 
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Beschlussvorschlag zu 2: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Der Bebauungsplan wird gemäß § 13 a BauGB im beschleunigten Verfahren aufge-
stellt. Es wird eine Grundfläche von weniger als 20.000 m² (insgesamt 2.396 m²) 
festgesetzt. Für diesen Fall gelten Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Be-
bauungsplans zu erwarten sind, als vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder 
zulässig (§ 13 a Abs. 2 Nr. 4 BauGB). Die Durchführung einer Eingriffs-Ausgleichs-
Bilanzierung ist daher nicht erforderlich. 

Beschlussvorschlag zu 3: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Berücksichtigung des vorgebrachten Hinweises erfolgt im Rahmen der Realisie-
rung. 

Beschlussvorschlag zu 4: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Ein entsprechender Hinweis wird in den Textteil des Bebauungsplans aufgenom-
men. 

Beschlussvorschlag zu 5: 

Der Anregung wird teilweise gefolgt. 

Begründung: 

Die Anordnung der Baulinien und Baugrenzen im Bereich des Mischgebietes MI 5 
wird geändert. Zu den Bahngleisen hin orientiert erfolgt die Festsetzung einer 
Baulinie entlang des bestehenden denkmalgeschützten Gebäudes, zur öffentlichen 
Verkehrsfläche mit der Zweckbestimmung Zentraler Omnibusbahnhof hin die Fest-
setzung einer Baugrenze.  
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 17 Beschlussvorschlag 
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Durch die Festsetzung einer Baulinie wird gewährleistet, dass im Falle einer Neube-
bauung ein den Bahnhofsplatz prägendes Gebäude entsteht bzw. wichtige Raum-
kanten hergestellt werden. Die Festsetzung einer Baugrenze gibt der Denkmal-
schutzbehörde den Ermessensspielraum im Rahmen der Genehmigung zu ent-
scheiden, ob Veränderungen am bestehenden Gebäude (bspw. Umbaumaßnah-
men) im Hinblick auf den Schutz des Einzelkulturdenkmals als verträglich zu bewer-
ten sind.   

Beschlussvorschlag zu 6: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Für das Plangebiet kann die Stadtwerke Bad Vilbel GmbH den geforderten Lösch-
wasserbedarf für den Grundschutz gem. DVGW-Arbeitsblatt W 405 „Bereitstellung 
von Löschwasser durch die Öffentliche Trinkwasserversorgung“ zur Verfügung stel-
len. Im konkreten Fall sind dies 96 m³/h = 1600 l/Min. bei einem Mindestfließdruck 
von 2 bar. 

Beschlussvorschlag zu 7: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Berücksichtigung des vorgebrachten Hinweises erfolgt im Rahmen der Realisie-
rung. 

Beschlussvorschlag zu 8: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Berücksichtigung des vorgebrachten Hinweises erfolgt im Rahmen der Realisie-
rung. 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 18 Beschlussvorschlag 
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Beschlussvorschlag zu 1: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Das Bahnhofsgebäude ist im Bebauungsplan als denkmalgeschützte Einzelanlage 
gekennzeichnet. Zudem wird aufgrund der Stellungnahme der Unteren Denkmal-
schutzbehörde ein Hinweis in den Textteil des Bebauungsplans aufgenommen, 
dass jegliche Arbeiten im Inneren des Gebäudes sowie an dessen äußerem Er-
scheinungsbild nach § 16 HDSchG genehmigungspflichtig sind und dass auch 
Maßnahmen in der Umgebung des Kulturdenkmales genehmigungspflichtig sein 
können. 

Das Gebot der denkmalpflegerischen Rücksichtnahme ist in § 16 Abs. 2 HDSchG 
definiert: „Der Genehmigung der Denkmalschutzbehörde bedarf ferner, wer in der 
Umgebung eines unbeweglichen Kulturdenkmals Anlagen errichten, verändern oder 
beseitigen will, wenn sich dies auf den Stand oder das Erscheinungsbild des Kultur-
denkmales auswirken kann.“  

Allein aus den planungsrechtlichen Festsetzungen insbesondere zur minimalen und 
maximalen Gebäudehöhe lassen sich noch keine negativen Auswirkungen auf den 
Stand oder das Erscheinungsbild des Kulturdenkmals ableiten. Vielmehr sind die 
einzelnen Vorhaben auf der Ebene der konkreten Baugenehmigung im Hinblick auf 
die Verträglichkeit mit dem denkmalgeschützten Bahnhofsgebäude hin zu prüfen. 
Die Festsetzung der minimalen und maximalen Gebäudehöhe im Bebauungsplan 
resultiert aus der städtebaulichen Zielsetzung der Ausbildung einer Platzkante. Die 
Wirkung des Kulturdenkmals Bahnhofsgebäude wird durch die geplante Bebauung 
nicht eingeschränkt, da der Baukörper weiterhin als Einzelobjekt erkennbar bleibt 
und sein Alleinstellungsmerkmal als solitäres Bahnhofsgebäude erhalten bleibt. 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 19 Beschlussvorschlag 
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Beschlussvorschlag zu 1: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Ein entsprechender Hinweis wird in den Textteil des Bebauungsplans aufgenom-
men. 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 35 Beschlussvorschlag 
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Beschlussvorschlag zu 1: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Ansiedlung von Einzelhandelsbetrieben im Bereich der Mischgebiete des Be-
bauungsplans „Bahnhofsplatz“ wird als verträglich angesehen. Diese Ansicht teilt 
auch das Regierungspräsidium Darmstadt, das in seiner Stellungnahme vom 
29.11.2012 folgendes angibt:   

„Aus regionalplanerischer Sicht werde keine grundsätzlichen Bedenken erhoben. 
Die Planung der Mischgebietsnutzung ist nach den regionalplanerischen Vorgaben 
des RPS/RegFNP 2010 innerhalb der für den fraglichen Bereich überwiegend dar-
gestellten Mischgebietsfläche am Rande des zentralen Versorgungsbereichs von 
Bad Vilbel grundsätzlich zulässig. Insbesondere ist bei der Flächendimensionierung 
davon auszugehen, dass die mit den Planfestsetzungen eröffnete Möglichkeit der 
Einzelhandelsnutzung die Grenze zur Großflächigkeit nicht überschreitet.“ 

Beschlussvorschlag zu 2: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Sobald der Bebauungsplan rechtswirksam geworden ist, wird eine Mehrausfertigung 
in der bekannt gemachten Fassung mit einer Kopie der ortsüblichen Bekanntma-
chung zugesandt. 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 35 Beschlussvorschlag 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 36 Beschlussvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

1 Beschlussvorschlag zu 1: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Dimensionierung der Stellplätze ist nicht Gegenstand der Bauleitplanung. 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 37 Beschlussvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

1 

Beschlussvorschlag zu 1: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Siehe Beschlussvorschlag zu 3. 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 37 Beschlussvorschlag 
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Beschlussvorschlag zu 2: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Ein entsprechender Hinweis wird in den Textteil des Bebauungsplans aufgenom-
men. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Beschlussvorschlag zu 3: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Gemäß DIN 18005-1, Beiblatt 1 sollen in Mischgebieten schalltechnische Orientie-
rungswerte von 60 dB(A) am Tag bzw. 50 dB(A) in der Nacht möglichst eingehalten 
werden. Schon die Bezeichnung „Orientierungswert“ deutet an, dass es sich hierbei 
nicht um verbindliche Grenzwerte handelt. Bereits im Beiblatt 1 wird ausgeführt, 
dass sich diese Orientierungswerte gerade in vorbelasteten Bereichen, insbesonde-
re bei vorhandener Bebauung, bestehenden Verkehrswegen und in Gemengelagen, 
oft nicht einhalten lassen.  

Die Abwägung kann daher in bestimmten Fällen – bei Überwiegen anderer Belange 
– auch zu einer entsprechenden Zurückstellung des Schallschutzes führen. Wo im 
Rahmen der Abwägung mit plausibler Begründung von den Orientierungswerten 
abgewichen werden soll, weil andere Belange überwiegen, sollte gemäß DIN 
18005-1, Beiblatt 1 möglichst ein Ausgleich durch andere geeignete Maßnahmen 
vorgesehen und planungsrechtlich abgesichert werden. Im vorliegenden Fall wurden 
diese Vorgaben konsequent umgesetzt. 

Solche Maßnahmen zum Ausgleich können neben aktiven Schallschutzmaßnahmen 
auch planerische Maßnahmen, zum Beispiel geeignete Gebäudeanordnung und 
Grundrissgestaltung, oder Vorgaben zum baulichen Schallschutz gegen Außenlärm 
sein.  
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 37 Beschlussvorschlag 
 

 
 
 
 
 

Ein aktiver Schallschutz soll bereits im Zuge des 4-gleisigen Ausbaus der Bahnstre-
cke von Frankfurt nach Bad Vilbel anhand von Schallschutzwänden südlich und 
westlich des Bahnhofs Bad Vilbel sowie durch das „Besonders überwachte Gleis“ 
realisiert werden. Durch weiterführende aktive Maßnahmen kann die Schienenver-
kehrslärmbelastung innerhalb des Plangebietes nur unwesentlich reduziert werden. 
Der Aufwand hierfür steht folglich in keinem angemessenen Verhältnis zum Schutz-
zweck.  Dies ist vor allem darin begründet, dass die pegelbestimmenden Gleise, die 
nachts vom Güterverkehr genutzt werden, auf der Westseite des Gleisfeldes verlau-
fen und daher mit einer Lärmschutzwand östlich der Bahnanlagen kaum noch eine 
effektive Abschirmung dieser Gleise möglich ist. Auch eine Erhöhung der weiter 
südlich auf der Ostseite verlaufenden Wand trägt daher nur unerheblich zu einer 
Entlastung bei. (vgl. Schalltechnische Untersuchung, Abschnitte 7.3.1 und 8) 

Spielräume in der Anordnung der Gebäude innerhalb des Geltungsbereichs sind un-
ter der Prämisse, dass der städtebauliche Charakter des Bahnhofsvorplatzes erhal-
ten werden muss, nicht gegeben. Gerade bei den nördlich und südlich des Platzes 
angeordneten Gebäuderiegeln ist es aufgrund deren Orientierung senkrecht zu den 
Gleisen kaum möglich, die im kritischen Nachtzeitraum genutzten Schlafräume aus-
nahmslos an der von der Bahnstrecke abgewandten Gebäudeseite anzuordnen. 

Es ist folglich naheliegend, einen angemessenen Schallschutz durch sogenannte 
passive Maßnahmen sicherzustellen, das heißt durch entsprechende Anforderungen 
an die Schalldämmung der Außenfassaden nach Maßgabe der DIN 4109. Geeigne-
te Festsetzungen, durch die eine ausreichende Mindestschalldämmung, ergänzt 
durch schallgedämpfte Lüftungseinrichtungen, planungsrechtlich abgesichert wer-
den kann, wurden bereits in den Bebauungsplanentwurf aufgenommen. 

Unabhängig hiervon kann nur mit der angestrebten Ausweisung eines Mischgebie-
tes zwischen Gewerbeflächen im Norden und Wohngebieten im Süden und Osten 
der in der städtebaulichen Planung vorgegebenen Abstufung verschiedener Ge-
bietskategorien gestaffelt nach Emissionsverhalten und Immissionsempfindlichkeit 
angemessen Rechnung getragen werden. 

Der Hinweis zum Gebäude Bahnhofsplatz 10 kann nicht nachvollzogen werden. Das 
bestehende Gebäude wurde bereits in den Untersuchungsrahmen der schalltechni-
schen Untersuchung einbezogen. Die im Bebauungsplan festgesetzten passiven 
Schallschutzmaßnahmen gelten für Neu-, Um- oder Erweiterungsbaumaßnahmen. 
Solange das Gebäude baulich nicht verändert wird, besteht ein Bestandsschutz. 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 37 Beschlussvorschlag 
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Beschlussvorschlag zu 4: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die Erschütterungstechnische Stellungnahme wurde dem Regierungspräsidium 
Darmstadt, Dezernat Siedlungswesen und Bauleitplanung III 31.2 mit Schreiben 
vom 17.10.2012 in zweifacher Ausfertigung zugesandt. Zudem stand sie während 
des gesamten Beteiligungszeitraums auf der Homepage der Stadt Bad Vilbel zum 
Download bereit. Darauf wurde im Schreiben vom 17.10.2012 hingewiesen. 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 38 Beschlussvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

1 Beschlussvorschlag zu 1: 

Der Anregung wird teilweise gefolgt. 

Begründung: 

Die Dimensionierung der öffentlichen Verkehrsfläche mit der Zweckbestimmung 
„Zentraler Omnibusbahnhof“ wurde aufgrund der eingegangenen Anregungen ge-
ändert und lässt nun eine Überfahrbarkeit als Überholungsmöglichkeit für die Busse 
zu. Der aufgrund der eingegangenen Anregungen überarbeitete städtebauliche 
Entwurf zur Gestaltung des Bahnhofsplatzes sieht bereits Überholungsmöglichkei-
ten für die Busse vor. Die Anregung wird im Rahmen der konkreten Entwurfspla-
nung weiterhin berücksichtigt. Die Begründung zum Bebauungsplan wird unter 
Punkt 8 „Planerische Zielsetzung“ entsprechend ergänzt. 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 41 Beschlussvorschlag 
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Beschlussvorschlag zu 1 - 3: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Berücksichtigung der vorgebrachten Hinweise erfolgt im Rahmen der Realisie-
rung. Die bestehenden Gas- und Wasserleitungen werden in der Planzeichnung 
zum Bebauungsplan dargestellt. 

Beschlussvorschlag zu 4: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die im Plan dargestellten Baumstandorte sind nicht verbindlich. Die genaue Festle-
gung der Baumstandorte erfolgt im Zuge der konkreten Platzgestaltung. Der vorge-
brachte Hinweis wird im Rahmen der konkreten Platzgestaltung berücksichtigt. Die 
bestehenden Gas- und Wasserleitungen werden in der Planzeichnung zum Be-
bauungsplan dargestellt. 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 41 Beschlussvorschlag 
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Beschlussvorschlag zu 5: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Berücksichtigung des vorgebrachten Hinweises erfolgt im Rahmen der Realisie-
rung. Die bestehenden Gas- und Wasserleitungen werden in der Planzeichnung 
zum Bebauungsplan dargestellt. 

Beschlussvorschlag zu 6: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die OVAG AG hat im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger 
öffentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB keine Stellungnahme abgegeben. 
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1 Beschlussvorschlag zu 1: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Berücksichtigung des vorgebrachten Hinweises erfolgt im Rahmen der konkre-
ten Entwurfs- bzw. Ausführungsplanung.  

Die Festsetzung eines verkehrsberuhigten Bereichs in der Wilhelmstraße resultiert 
aus der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB und stellt 
im Allgemeinen keinen Wiederspruch zu der Befahrbarkeit mit einem LKW dar. 
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Beschlussvorschlag zu 1: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die konkrete Ausgestaltung der Bushaltestellenanlage ist nicht Gegenstand des Be-
bauungsplanverfahrens. Die Dimensionierung der öffentlichen Verkehrsfläche mit 
der Zweckbestimmung „Zentraler Omnibusbahnhof“ wurde aufgrund der eingegan-
genen Anregungen geändert und ermöglicht nun die Anlage eines funktionierenden 
und leistungsfähigen Busbahnhofes. Der aufgrund der eingegangenen Anregungen 
überarbeitete städtebauliche Entwurf zur Gestaltung des Bahnhofsplatzes sieht be-
reits Überholungsmöglichkeiten für die Busse vor. Die Anregung wird im Rahmen 
der weiteren Entwurfsplanung berücksichtigt. 
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Beschlussvorschlag zu 2: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

In der Begründung zum Bebauungsplan ist keine Aussage enthalten, dass zu den 
Fahrgästen ausschließlich Schüler zählen. Vielmehr ist unter Punkt 1 Anlass und 
Aufgabenstellung angegeben, dass der städtebauliche Entwurf vorsieht, den Nut-
zungsanforderungen der Nutzergruppen ÖPNV (Bus), Taxi, Park&Ride sowie Fahr-
radfahrer und Fußgänger sowie den verkehrlichen Bezügen der einzelnen Gruppen 
unter dem Gesichtspunkt einer städtebaulich adäquaten Platzgestaltung gerecht zu 
werden. Dies impliziert Fahrgäste zahlreicher Bevölkerungsgruppen wie zum Bei-
spiel Schüler, Pendler, Senioren, Familien, Gruppen und Studenten. 

Beschlussvorschlag zu 3: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Begründung wird entsprechend geändert. 

Beschlussvorschlag zu 4: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Die Dimensionierung der öffentlichen Verkehrsfläche mit der Zweckbestimmung 
„Zentraler Omnibusbahnhof“ wurde aufgrund der eingegangenen Anregungen ge-
ändert und beinhaltet nun die Option der Einführung einer weiteren Buslinie. Der 
aufgrund der eingegangenen Anregungen überarbeitete städtebauliche Entwurf  zur 
Gestaltung des Bahnhofsplatzes berücksichtigt diese Option bereits. Die Anregung 
wird im Rahmen der konkreten Entwurfsplanung weiterhin berücksichtigt. 
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Beschlussvorschlag zu 5: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Unterbringung von Reserve- bzw. Bedarfs-Haltemöglichkeiten für Schienen-
Ersatz-Verkehre sowie für die Anfahrt von Reisebussen bzw. Fernbussen mit 
Gepäckein- / ausladung ist nicht Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens. Die 
Dimensionierung der öffentlichen Verkehrsfläche mit der Zweckbestimmung „Zentra-
ler Omnibusbahnhof“ wurde aufgrund der eingegangenen Anregungen geändert und 
ermöglicht nun die Anlage eines funktionierenden und leistungsfähigen Busbahnho-
fes. Die Anregung wird im Rahmen der weiteren Entwurfsplanung berücksichtigt. 

Beschlussvorschlag zu 6: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die konkrete Linienführung der Busse sowie die Anordnung und die Anzahl der Hal-
testellen sind nicht Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens. Die Dimensionie-
rung der öffentlichen Verkehrsfläche mit der Zweckbestimmung „Zentraler Omni-
busbahnhof“ wurde aufgrund der eingegangenen Anregungen geändert und ermög-
licht nun die Anlage eines funktionierenden und leistungsfähigen Busbahnhofes. Die 
Anregung wird im Rahmen der weiteren Entwurfsplanung berücksichtigt. 

Beschlussvorschlag zu 7: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Die Dimensionierung der öffentlichen Verkehrsfläche mit der Zweckbestimmung 
„Zentraler Omnibusbahnhof“ wurde aufgrund der eingegangenen Anregungen ge-
ändert und ermöglicht nun die Anlage eines funktionierenden und leistungsfähigen 
Busbahnhofes.  
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Beschlussvorschlag zu 8: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die konkrete Dimensionierung und Anordnung der Haltestellenbereiche ist nicht Ge-
genstand des Bebauungsplanverfahrens. Die Dimensionierung der öffentlichen Ver-
kehrsfläche mit der Zweckbestimmung „Zentraler Omnibusbahnhof“ wurde aufgrund 
der eingegangenen Anregungen geändert und ermöglicht nun die Anlage eines 
funktionierenden und leistungsfähigen Busbahnhofes. Dies schließt auch die Wen-
demöglichkeit im Notfall für alle Busse ein, unabhängig davon, über welche Straße 
sie den Platz erreichen und auch wieder abfahren. Der aufgrund der eingegangenen 
Anregungen überarbeitete städtebauliche Entwurf zur Gestaltung des Bahnhofsplat-
zes berücksichtigt dies bereits. Die Anregung wird im Rahmen der konkreten Ent-
wurfsplanung weiterhin berücksichtigt. 

Beschlussvorschlag zu 9: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Anregung ist nicht Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens. Die Breite von 
Gehwegen richtet sich im Allgemeinen nach den maßgebenden Richtlinien. In die-
sem konkreten Fall ist dies die RASt 06 (Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen). 
Die Anregung wird im Rahmen der konkreten Entwurfsplanung überprüft.  

Beschlussvorschlag zu 10: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die konkrete Anzahl der Haltestellen sowie die Dimensionierung der Wartebereiche, 
der Durchgangswege für Fahrgäste sowie der sonstigen Verkehrsflächen ist nicht 
Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens. Der aufgrund der eingegangenen An-
regungen überarbeitete städtebauliche Entwurf zur Gestaltung des Bahnhofsplatzes 
zeigt, dass die nach der Offenlegung geänderte Dimensionierung der öffentlichen 
Verkehrsfläche mit der Zweckbestimmung „Zentraler Omnibusbahnhof“ die Anlage 
eines funktionierenden und leistungsfähigen Busbahnhofes ermöglicht. Eine erneute 
Offenlegung des Bebauungsplanentwurfs ist nicht erforderlich, da die Grundzüge 
der Planung durch die Planänderung nicht berührt werden. 
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Beschlussvorschlag zu 1 - 2: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die vorgebrachten Hinweise stellen ausschließlich die persönlichen und subjektiven 
Sichtweisen der Einwender dar und sind nicht Gegenstand der Bauleitplanung. 

Aus den vorgebrachten Inhalten lässt sich kein tatsächliches Maß der Betroffenheit 
ableiten, das zwingende Voraussetzung für die Beachtlichkeit im Rahmen des Ab-
wägungsgebotes ist. 

Weiterhin ist anzumerken, dass die geplante Randbebauung als verträglich anzuse-
hen ist. Die Planung entspricht der Bodenschutzklausel des § 1a Abs. 2 BauGB: „Mit 
Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden; dabei sind zur 
Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzun-
gen die Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wieder-
nutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen der In-
nenentwicklung zu nutzen  […].“ 
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Beschlussvorschlag zu 3: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Der vorgebrachte Hinweis stellt ausschließlich die persönlichen und subjektiven 
Sichtweisen der Einwender dar und ist nicht Gegenstand der Bauleitplanung. 

Aus den vorgebrachten Inhalten lässt sich kein tatsächliches Maß der Betroffenheit 
ableiten, das zwingende Voraussetzung für die Beachtlichkeit im Rahmen des Ab-
wägungsgebotes ist. 

Weiterhin ist anzumerken, dass dem Plangebiet eine Gesamtkonzeption in Form ei-
ner informellen Planung zu Grunde liegt. Diese verfolgt die Zielsetzung, den Bahn-
hofsplatz neu zu gestalten und durch die Randbebauung räumlich zu fassen. Ein 
darüber hinausgehendes Planungserfordernis besteht derzeit nicht. Nach § 1 Abs. 3 
BauGB sind „Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es für die städtebauliche 
Entwicklung und Ordnung erforderlich ist.“ 
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Beschlussvorschlag zu 4 - 5: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die vorgebrachten Hinweise stellen ausschließlich die persönlichen und subjektiven 
Sichtweisen der Einwender dar und sind nicht Gegenstand der Bauleitplanung. 

Aus den vorgebrachten Inhalten lässt sich kein tatsächliches Maß der Betroffenheit 
ableiten, das zwingende Voraussetzung für die Beachtlichkeit im Rahmen des Ab-
wägungsgebotes ist. 

Die Dimensionierung der öffentlichen Verkehrsfläche mit der Zweckbestimmung 
„Zentraler Omnibusbahnhof“ wurde aufgrund der eingegangenen Anregungen ge-
ändert und ermöglicht nun die Anlage eines funktionierenden und leistungsfähigen 
Busbahnhofes. Der aufgrund der eingegangenen Anregungen überarbeitete städte-
bauliche Entwurf zur Gestaltung des Bahnhofsplatzes berücksichtigt bereits, dass 
das Busangebot noch erweitert werden kann. Diese Aussage korrespondiert mit der 
Möglichkeit, den Bus 65 und eventuell auch den Bus 551 auf den westlichen Bahn-
hofsplatz fahren zu lassen, da von dort durch die neue Unterführung der Weg zu 
den S-Bahn-Gleisen erheblich kürzer ist.  

Die Festsetzungen des Bebauungsplans bilden einen ausreichenden Rahmen für 
einen potenziellen Investor. Städtebauliche Verunstaltungen sind damit ausge-
schlossen. 

Beschlussvorschlag zu 6: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Der Bebauungsplan wird den allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse gem. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB sowie den Belangen des Umwelt-
schutzes gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB gerecht. 

Die Aufzählung der schädlichen Umwelteinflüsse durch den Einwender ist nicht be-
gründet. Das Auftreten schädlicher Umwelteinflüsse wird durch den vorliegenden 
Bebauungsplan nicht vorbereitet. 
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Beschlussvorschlag zu 7: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die geplante Randbebauung ist als verträglich anzusehen. Die Planung entspricht 
der Bodenschutzklausel des § 1a Abs. 2 BauGB: „Mit Grund und Boden soll spar-
sam und schonend umgegangen werden; dabei sind zur Verringerung der zusätzli-
chen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der 
Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von Flä-
chen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen der Innenentwicklung zu nutzen  
[…].“  

Grundlegendes Prinzip ist die Verdichtung innerstädtischer Flächen anstatt einer 
Zersiedelung. Diesem Prinzip wird die geplante Randbebauung gerecht. 

Zudem entspricht die Planung den vom Einwender zitierten Vorgaben des Regiona-
len Flächennutzungsplans 2010 für das Gebiet des Ballungsraums Frankfurt/Rhein-
Main. 

Beschlussvorschlag zu 8: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Der vorgebrachte Hinweis stellt ausschließlich die persönlichen und subjektiven 
Sichtweisen der Einwender dar und ist nicht Gegenstand der Bauleitplanung. 

Aus den vorgebrachten Inhalten lässt sich kein tatsächliches Maß der Betroffenheit 
ableiten, das zwingende Voraussetzung für die Beachtlichkeit im Rahmen des Ab-
wägungsgebotes ist. 
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Beschlussvorschlag zu 9: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Nach § 17 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO können die zulässigen Obergrenzen der GRZ des 
Absatzes 1 überschritten werden, wenn besondere städtebauliche Gründe dies er-
fordern. Laut einem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 25.11.1999 können 
sich städtebauliche Gründe für die Überschreitung auch aus der in informellen Pla-
nungen konkretisierten Konzeption der Gemeinde für die städtebauliche Entwick-
lung und Ordnung (§ 1 Abs. 3 BauGB) ergeben. 

Der städtebauliche Entwurf für den Bahnhofsplatz auf der Stadtseite enthält das 
Ziel, weitestgehend geschlossene Platzkanten auszubilden, um damit eine räumli-
che Wirkung zu erzeugen. Da die Grundstücke der Mischgebiete MI 1, MI 2 und MI 
3 lediglich eine geringe Tiefe aufweisen, ist die Überschreitung der Obergrenzen 
bzgl. der Realisierung einer Gebäudetiefe, die den angestrebten Nutzungen gerecht 
wird, zur Erreichung des genannten städtebaulichen Ziels erforderlich.  

Durch die zulässigen Grundflächenzahlen besteht in den Mischgebieten MI 1, MI 2 
und MI 3 zwar eine hohe Ausnutzung der Grundstücke. Die hohe Verdichtung ist je-
doch aufgrund der Lage am Platz nicht wahrnehmbar. 

Im Mischgebiet MI 5 resultiert die Überschreitung der gem. § 17 BauNVO zulässigen 
GRZ um 0,1 aus der Dimensionierung des bestehenden denkmalgeschützten 
Bahnhofsgebäudes im Verhältnis zum festgesetzten Mischgebiet MI 5. Da das 
Bahnhofsgebäude jedoch frei auf der Platzfläche steht, d.h. es ist nicht umbaut, 
kann die Überschreitung als verträglich angesehen werden. Zudem ist diese Dimen-
sionierung im Hinblick auf die städtebauliche und räumliche Wirkung des Bahnhofs-
gebäudes auf den Platz zwingend erforderlich. 

Durch die Überschreitung der gem. § 17 BauNVO zulässigen Obergrenzen der GRZ 
und GFZ werden die gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse nicht beeinträchtigt. 
Es entstehen keine nachteiligen Auswirkungen auf die Umwelt, da das Plangebiet 
derzeit bereits städtebaulich überformt und hochgradig versiegelt ist. 

Durch die Festsetzungen zum Anpflanzen von Bäumen sowie zur Begrünung und 
Bepflanzung der nicht überbauten Flächen der Mischgebiete wird eine angemesse-
ne Begrünung des Plangebietes gewährleistet.  
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Beschlussvorschlag zu 10: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die Dimensionierung der öffentlichen Verkehrsfläche mit der Zweckbestimmung 
„Zentraler Omnibusbahnhof“ wurde aufgrund der eingegangenen Anregungen ge-
ändert und ermöglicht nun die Anlage eines funktionierenden und leistungsfähigen 
Busbahnhofes. Der aufgrund der eingegangenen Anregungen überarbeitete städte-
bauliche Entwurf zur Gestaltung des Bahnhofsplatzes berücksichtigt bereits, dass 
auch wartende und ggf. defekte Busse überholt werden können. 

Beschlussvorschlag zu 11: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Durch die Festsetzungen zum Anpflanzen von Bäumen sowie zur Begrünung und 
Bepflanzung der nicht überbauten Flächen der Mischgebiete wird eine angemesse-
ne Begrünung des Plangebietes gewährleistet.  
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1 Beschlussvorschlag zu 1: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Bebauungsplan ist festgesetzt, dass innerhalb der Verkehrsfläche mit der 
Zweckbestimmung „Zentraler Omnibusbahnhof“ die Errichtung eines Kiosks zulässig 
ist. Die Errichtung eines neuen Kiosk-Gebäudes im Rahmen der Neugestaltung des 
Bahnhofsplatzes erfolgt in Abstimmung zwischen dem potenziellen Betrei-
ber/Investor und der Stadt Bad Vilbel. 
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Stadt Bad Vilbel –Bebauungsplan „Bahnhofsplatz“ 53 

Anregungen                                                Anlage zu Brief Nr. 51 Beschlussvorschlag 
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Beschlussvorschlag zu 1: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die konkrete Ausgestaltung der Bushaltestellenanlage ist nicht Gegenstand des Be-
bauungsplanverfahrens. Die Dimensionierung der öffentlichen Verkehrsfläche mit 
der Zweckbestimmung „Zentraler Omnibusbahnhof“ wurde aufgrund der eingegan-
genen Anregungen geändert und ermöglicht nun die Anlage eines funktionierenden 
und leistungsfähigen Busbahnhofes. Der aufgrund der eingegangenen Anregungen 
überarbeitete städtebauliche Entwurf zur Gestaltung des Bahnhofsplatzes sieht be-
reits Überholungsmöglichkeiten für die Busse vor. Die Anregung wird im Rahmen 
der weiteren Entwurfsplanung berücksichtigt. 
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Beschlussvorschlag zu 2: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Die Dimensionierung der öffentlichen Verkehrsfläche mit der Zweckbestimmung 
„Zentraler Omnibusbahnhof“ wurde aufgrund der eingegangenen Anregungen ge-
ändert und beinhaltet nun die Option der Einführung einer weiteren Buslinie. Der 
aufgrund der eingegangenen Anregungen überarbeitete städtebauliche Entwurf  zur 
Gestaltung des Bahnhofsplatzes berücksichtigt diese Option bereits. Die Anregung 
wird im Rahmen der konkreten Entwurfsplanung weiterhin berücksichtigt. 

Beschlussvorschlag zu 3: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Unterbringung von Reserve- bzw. Bedarfs-Haltemöglichkeiten für Schienen-
Ersatz-Verkehre sowie für die Anfahrt von Reisebussen bzw. Fernbussen mit 
Gepäckein- / ausladung ist nicht Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens. Die 
Dimensionierung der öffentlichen Verkehrsfläche mit der Zweckbestimmung „Zentra-
ler Omnibusbahnhof“ wurde aufgrund der eingegangenen Anregungen geändert und 
ermöglicht nun die Anlage eines funktionierenden und leistungsfähigen Busbahnho-
fes. Die Anregung wird im Rahmen der weiteren Entwurfsplanung berücksichtigt. 

Beschlussvorschlag zu 4: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die konkrete Linienführung der Busse sowie die Anordnung und die Anzahl der Hal-
testellen sind nicht Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens. Die Dimensionie-
rung der öffentlichen Verkehrsfläche mit der Zweckbestimmung „Zentraler Omni-
busbahnhof“ wurde aufgrund der eingegangenen Anregungen geändert und ermög-
licht nun die Anlage eines funktionierenden und leistungsfähigen Busbahnhofes. Die 
Anregung wird im Rahmen der weiteren Entwurfsplanung berücksichtigt. 
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Beschlussvorschlag zu 5: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Die Dimensionierung der öffentlichen Verkehrsfläche mit der Zweckbestimmung 
„Zentraler Omnibusbahnhof“ wurde aufgrund der eingegangenen Anregungen ge-
ändert und ermöglicht nun die Anlage eines funktionierenden und leistungsfähigen 
Busbahnhofes.  

Beschlussvorschlag zu 6: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die konkrete Dimensionierung und Anordnung der Haltestellenbereich ist nicht Ge-
genstand des Bebauungsplanverfahrens. Die Dimensionierung der öffentlichen Ver-
kehrsfläche mit der Zweckbestimmung „Zentraler Omnibusbahnhof“ wurde aufgrund 
der eingegangenen Anregungen geändert und ermöglicht nun die Anlage eines 
funktionierenden und leistungsfähigen Busbahnhofes. Dies schließt auch die Wen-
demöglichkeit im Notfall für alle Busse ein, unabhängig davon, über welche Straße 
sie den Platz erreichen und auch wieder abfahren. Der aufgrund der eingegangenen 
Anregungen überarbeitete städtebauliche Entwurf zur Gestaltung des Bahnhofsplat-
zes berücksichtigt dies bereits. Die Anregung wird im Rahmen der konkreten Ent-
wurfsplanung weiterhin berücksichtigt. 

Beschlussvorschlag zu 7: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Anregung ist nicht Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens. Die Breite von 
Gehwegen richtet sich im Allgemeinen nach den maßgebenden Richtlinien. In die-
sem konkreten Fall ist dies die RASt 06 (Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen). 
Die Anregung wird im Rahmen der konkreten Entwurfsplanung überprüft.  
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Beschlussvorschlag zu 1: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Der vorgebrachte Hinweis stellt ausschließlich die persönlichen und subjektiven 
Sichtweisen der Einwender dar und ist nicht Gegenstand der Bauleitplanung. 

Aus den vorgebrachten Inhalten lässt sich kein tatsächliches Maß der Betroffenheit 
ableiten, das zwingende Voraussetzung für die Beachtlichkeit im Rahmen des Ab-
wägungsgebotes ist. 

Beschlussvorschlag zu 2: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die geplante Randbebauung ist als verträglich anzusehen. Die Planung entspricht 
der Bodenschutzklausel des § 1a Abs. 2 BauGB: „Mit Grund und Boden soll spar-
sam und schonend umgegangen werden; dabei sind zur Verringerung der zusätzli-
chen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der 
Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von Flä-
chen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen der Innenentwicklung zu nutzen 
[…].“  

Durch die Festsetzungen zum Anpflanzen von Bäumen sowie zur Begrünung und 
Bepflanzung der nicht überbauten Flächen der Mischgebiete wird eine angemesse-
ne Begrünung des Plangebietes gewährleistet.  

Beschlussvorschlag zu 3: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Rahmen der Vorhabenverwirklichung müssen die gem. § 6 Abs. 5 HBO erforder-
lichen Mindestabstandsflächen von 0,4 H zu den direkt an die Mischgebiete angren-
zenden Baugrundstücke eingehalten werden. Damit sind die nachbarschutzrechtli-
chen Belange ausreichend berücksichtigt. 
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Beschlussvorschlag zu 4: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Selbstverständlich kann davon ausgegangen werden, dass neue Geschäfte auch 
Kunden generieren. Es ist aber nicht zwingend davon auszugehen, dass die Kun-
den „von außen“ kommen. Es wird vielmehr zu erwarten sein, dass die neuen Ge-
schäfte ihr Angebot an den Fahrgästen von Bus und Bahn ausrichten, um sie so als 
Kunden zu gewinnen. Eine starke Verkehrszunahme ist daher nicht zu erwarten. 
Diese Aussage wird durch die Tatsache gestärkt, dass durch den neuen P+R-Platz 
auf der Westseite der Bahn und dem Wegfall von mehr als 100 P+R-Stellplätzen auf 
der Ostseite der Fahrzeugverkehr aus dieser Nutzergruppe erheblich geringer wird. 

Beschlussvorschlag zu 5: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Berücksichtigung des vorgebrachten Hinweises erfolgt im Rahmen der Realisie-
rung. 

Beschlussvorschlag zu 6: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Der vorgebrachte Hinweis stellt kein abwägungsrelevanter Belang im Rahmen der 
Aufstellung des Bebauungsplans dar, sondern ist auf der Baugenehmigungsebene 
als öffentlich-rechtlicher Belang zu beachten. 

Beschlussvorschlag zu 7: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Berücksichtigung des vorgebrachten Hinweises erfolgt im Rahmen der Realisie-
rung bzw. der konkreten Entwurfsplanung. 
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Beschlussvorschlag zu 8: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Der vorgebrachte Hinweis ist nicht Gegenstand der Bauleitplanung. 

Beschlussvorschlag zu 9: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die zwingende Errichtung einer Lücke zwischen den Gebäuden ist im Bebauungs-
plan nicht festgesetzt. Anstatt dessen wurden im Bebauungsplan bauordnungsrecht-
liche Festsetzungen zur Fassadengestaltung getroffen, die eine kleingliedrige Fas-
sadengestaltung gewährleisten.  

Beschlussvorschlag zu 10: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Da von Tiefgaragen keine Wirkungen wie von Gebäuden ausgehen, findet das Ab-
standsflächenerfordernis der Hessischen Bauordnung keine Anwendung. Das be-
deutet, dass Tiefgaragen ohne Grenzabstand zu den Nachbargrundstücken errichtet 
werden dürfen. 
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Beschlussvorschlag zu 1: 

Die Anregung wird zur Kenntniss genommen. 

Begründung: 

Im Rahmen der Vorhabenverwirklichung müssen die gem. § 6 Abs. 5 HBO erforder-
lichen Mindestabstandsflächen von 0,4 H zu den direkt an die Mischgebiete angren-
zenden Baugrundstücke eingehalten werden. Zudem muss durch die Lage des Bau-
fensters der Mischgebiete MI 1 und MI 2 ein Mindestabstand von 3 m zu den südlich 
angrenzenden Baugrundstücken eingehalten werden. Damit sind die nachbar-
schutzrechtlichen Belange ausreichend berücksichtigt. 

Es besteht kein Anspruch auf eine öffentliche Grünfläche unmittelbar angrenzend an 
das Grundstück Dieselstraße 20. In den Mischgebieten MI1 und MI2 ist festgesetzt, 
dass mindestens 80 % der nicht überbauten Flächen gärtnerisch zu gestalten sind. 
Mindestens 50 % der gärtnerisch gestalteten Flächen sind mit Bäumen und Sträu-
chern der Vorschlagsliste zu bepflanzen. Dadurch wird eine angemessene Begrü-
nung gewährleistet. 
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Beschlussvorschlag zu 2: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Da das Baufenster im Bereich der Mischgebiete MI1 / MI2 nicht direkt an das 
Grundstück der Dieselstraße 20 angrenzt, kann die geplante Bebauung nicht direkt 
an das Grundstück angebaut werden. 

Beschlussvorschlag zu 3: 

Der Hinweis wird zur Kenntniss genommen. 

Begründung: 

Der vorgebrachte Hinweis stellt kein abwägungsrelevanter Belang im Rahmen der 
Aufstellung des Bebauungsplans dar, sondern ist auf der Baugenehmigungsebene 
als öffentlich-rechtlicher Belang zu beachten. Die einschlägigen Brandschutzvor-
schriften sind grundsätzlich einzuhalten.  

Beschlussvorschlag zu 4: 

Der Hinweis wird zur Kenntniss genommen. 

Begründung: 

Der vorgebrachte Hinweis stellt keinen abwägungsrelevanten Belang im Rahmen 
der Aufstellung des Bebauungsplans dar. Der Nachweis der statischen Machbarkeit 
der geplanten Vorhaben ist auf der Ebene des Baugenehmigungsverfahrens zu er-
bringen. 

Beschlussvorschlag zu 5: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Schallgedämmte Lüftungseinrichtungen sind so konzipiert, dass diese selbst bei der 
(üblichen) Montage in Innenräumen keinen Eigenlärm hervorrufen, der einen in 
Schlafräumen zulässigen Innenraumpegel von 30 dB(A) übersteigt. Soweit das Ag-
gregat tatsächlich außerhalb des Gebäudes angeordnet werden sollte, ist ebenfalls 
gewährleistet, dass keinerlei signifikante Zusatzbelastungen über die bereits vor-
herrschende Verkehrslärmbelastung hinaus entstehen werden.  
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Soweit sich innerhalb des nördlich angrenzenden Baufeldes tatsächlich eine 
Schank- oder Speisewirtschaft ansiedeln wird und Beeinträchtigungen der unmittel-
baren Nachbarschaft nicht a priori ausgeschlossen werden können, ist im Rahmen 
des Genehmigungsverfahrens für den konkreten Betrieb nachzuweisen, dass keine 
schädlichen Umwelteinwirkungen z. B. durch Geräusche an der angrenzenden Be-
bauung entstehen können. 

Beschlussvorschlag zu 6: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die konkrete Dimensionierung und Anordnung der Haltestellenbereiche ist nicht Ge-
genstand des Bebauungsplanverfahrens. Der aufgrund der eingegangenen Anre-
gungen überarbeitete städtebauliche Entwurf zur Gestaltung des Bahnhofsplatzes 
sieht vor dem Gebäude der Dieselstraße 20 weiterhin eine Haltestelle vor. Die Zu-
fahrten zum Grundstück sowie zum Nachbargrundstück bleiben jedoch frei. Die An-
regung wird im Rahmen der konkreten Entwurfsplanung weiterhin berücksichtigt 

Beschlussvorschlag zu 7: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Kommunikationsgeräusche von wartenden Fahrgästen sind i. d. R. gegenüber der 
bereits vorherrschenden Verkehrslärmbelastung untergeordnet. Relevante Zusatz-
belastungen sind schon aufgrund der gegebenen Abstandsverhältnisse am Gebäu-
de Dieselstraße 20 nicht zu erwarten.  

Aufgabe der Bauleitplanung ist es, gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse für die 
geplanten Nutzungen innerhalb des Geltungsbereichs sicherzustellen. Maßnahmen 
für die Bebauung außerhalb des Geltungsbereichs können nur dann gewährleistet 
werden, soweit dort Immissionskonflikte oder signifikante Zusatzbelastungen durch 
die geplanten Nutzungen hervorgerufen werden. Im vorliegenden Fall ist dies jedoch 
nicht zu erwarten. 

Die Bewältigung bereits bestehender Immissionskonflikte an der umliegenden Be-
bauung ist hingegen nicht Gegenstand des Verfahrens. 
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Beschlussvorschlag zu 8: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Das Grundstück der Dieselstraße 20 liegt bereits jetzt an einem hochfrequentierten 
Bahnhofsplatz. Durch die neu zu errichtende Bebauung erfolgt eine stärkere Ab-
schirmwirkung der südlich angrenzenden Bebauung von den Emissionen des Bahn-
hofsplatzes, als dies bislang der Fall ist. 
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Beschlussvorschlag zu 1: 

 Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die konkrete Anzahl und Dimensionierung der Haltstellen ist nicht Gegenstand des 
Bebauungsplanverfahrens. Die Dimensionierung der öffentlichen Verkehrsfläche mit 
der Zweckbestimmung „Zentraler Omnibusbahnhof“ wurde aufgrund der eingegan-
genen Anregungen geändert und ermöglicht nun die Anlage eines funktionierenden 
und leistungsfähigen Busbahnhofes. Der aufgrund der eingegangenen Anregungen 
überarbeitete städtebauliche Entwurf zur Gestaltung des Bahnhofsplatzes berück-
sichtigt bereits zwei Ausstiegs- und Wartepositionen und eine unabhängig 
anfahrbare Abfahrtsposition für die Linie 30, die für den Einsatz von 18m-
Gelenkbussen geeignet sind. Die Anregung wird im Rahmen der konkreten Ent-
wurfsplanung weiterhin berücksichtigt. 
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Beschlussvorschlag zu 2: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die konkrete Anzahl und Dimensionierung der Haltstellen ist nicht Gegenstand des 
Bebauungsplanverfahrens. Die Dimensionierung der öffentlichen Verkehrsfläche mit 
der Zweckbestimmung „Zentraler Omnibusbahnhof“ wurde aufgrund der eingegan-
genen Anregungen geändert und ermöglicht nun die Anlage eines funktionierenden 
und leistungsfähigen Busbahnhofes. Der aufgrund der eingegangenen Anregungen 
überarbeitete städtebauliche Entwurf zur Gestaltung des Bahnhofsplatzes berück-
sichtigt bereits eine Ausstiegs- und Warteposition und eine unabhängig anfahrbare 
Abfahrtsposition für die Linie 65, die für den Einsatz von 12m-Standardbussen ge-
eignet sind. Die Anregung wird im Rahmen der konkreten Entwurfsplanung weiterhin 
berücksichtigt. 

Beschlussvorschlag zu 3: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die konkrete Ausgestaltung der Bushaltestellenanlage ist nicht Gegenstand des Be-
bauungsplanverfahrens. Die Dimensionierung der öffentlichen Verkehrsfläche mit 
der Zweckbestimmung „Zentraler Omnibusbahnhof“ wurde aufgrund der eingegan-
genen Anregungen geändert und ermöglicht nun die Anlage eines funktionierenden 
und leistungsfähigen Busbahnhofes. Der aufgrund der eingegangenen Anregungen 
überarbeitete städtebauliche Entwurf zur Gestaltung des Bahnhofsplatzes sieht für 
den Normalbetrieb bereits vor, dass die Buslinien fest zugeordnete Positionen ha-
ben. Die Anregung wird im Rahmen der konkreten Entwurfsplanung weiterhin be-
rücksichtigt. 
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Beschlussvorschlag zu 4: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die konkrete Ausgestaltung der Bushaltestellenanlage ist nicht Gegenstand des Be-
bauungsplanverfahrens. Die Dimensionierung der öffentlichen Verkehrsfläche mit 
der Zweckbestimmung „Zentraler Omnibusbahnhof“ wurde aufgrund der eingegan-
genen Anregungen geändert und ermöglicht nun die Anlage eines funktionierenden 
und leistungsfähigen Busbahnhofes. Der aufgrund der eingegangenen Anregungen 
überarbeitete städtebauliche Entwurf zur Gestaltung des Bahnhofsplatzes sieht für 
den Normalbetrieb bereits vor, dass ein Vorrücken der einzelnen Busse nicht erfor-
derlich ist. Die Anregung wird im Rahmen der konkreten Entwurfsplanung weiterhin 
berücksichtigt. 

Beschlussvorschlag zu 5: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Bebauungsplan ist festgesetzt, dass innerhalb der Verkehrsfläche mit der 
Zweckbestimmung „Zentraler Omnibusbahnhof“ die Errichtung einer Toilettenanlage 
zulässig ist. Die Anregung wird im Rahmen der Realisierung berücksichtigt. 

Beschlussvorschlag zu 6: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die konkrete Ausgestaltung der Bushaltestellenanlage ist nicht Gegenstand des Be-
bauungsplanverfahrens. Die Dimensionierung der öffentlichen Verkehrsfläche mit 
der Zweckbestimmung „Zentraler Omnibusbahnhof“ wurde aufgrund der eingegan-
genen Anregungen geändert und ermöglicht nun die Anlage eines funktionierenden 
und leistungsfähigen Busbahnhofes. In dem aufgrund der eingegangenen Anregun-
gen überarbeiteten städtebaulichen Entwurf zur Gestaltung des Bahnhofsplatzes  
sind unter den 9 vorgesehenen Buspositionen auch solche, die nicht direkt am S-
Bahn-Zugang angeordnet sind. Es wurde aber versucht, die Fahrgastwege so kurz 
wie möglich zu halten. Die Anregung wird im Rahmen der konkreten Entwurfspla-
nung weiterhin berücksichtigt. 
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Beschlussvorschlag zu 7: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Dimensionierung der öffentlichen Verkehrsfläche mit der Zweckbestimmung 
„Zentraler Omnibusbahnhof“ ermöglicht die Anlage eines funktionierenden und leis-
tungsfähigen Busbahnhofes. Der städtebauliche Entwurf zur Gestaltung des Bahn-
hofsplatzes wurde aufgrund der eingegangenen Anregungen überarbeitet und wird 
vor der Realisierung noch weiter konkretisiert. 
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 Träger     

1. Amt für Bodenmanagement Büdingen 
Bahnhofstraße 33 
63654 Büdingen 

29.11.12 X   

2. Hessen Mobil – Straßen- und 
Verkehrsmanagement Gelnhausen 
Gutenbergstr. 2–4 
63571 Gelnhausen 

28.11.12 X   

3. Botanische Vereinigung für Naturschutz in 
Hessen e.V. 
Herr Ortwin Heinrich 
Am Berg 8 
63654 Büdingen 

30.11.12 X  s. Brief Nr. 4 

4. Bund für Umwelt und Naturschutz  
Kreisverband Wetterau 
Frau Monika Mischke 
Alte Frankfurter Str. 60 
61118 Bad Vilbel 

30.11.12 X   

5. DB Services Immobilien GmbH  
Niederlassung Frankfurt 
Camberger Str. 10 
60327 Frankfurt 

30.11.12 X   

6. De Te Immobilien FR 2210 
Postfach 20 01 01 
60605 Frankfurt 

    

7. DB ProjektBau GmbH 
Regionalbereich Mitte 
Hahnstraße 52 
60528 Frankfurt am Main 

    

8. Deutsche Bahn AG Geschäftsbereich  
Netz Niederlassung Mitte  
Betriebsstandort Ffm. 
Pfarrer-Perabo-Platz 4 
60326 Frankfurt 

    

9. Deutsche Bahn Immobiliengesellschaft  
mbH Niederlassung 
Frankfurt 
Mannheimer Str. 107 
60327 Frankfurt 

    

10. Deutsche Post Real  
Estate Germany GmbH  
Construction Management 
Postfach 22 06 
76010 Karlsruhe 

    

11. Deutsche Telekom AG 
TI NL Eschborn, Ressort SBN 
Alfred-Herrhausen-Allee 7 
65760 Eschborn 

14.11.12 X   

12. E.ON Netz GmbH  
Regionalzentrum Nord 
Eisenbahnlängsweg 2a 
31275 Lehrte 

24.10.12  X  
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13. Eisenbahn-Bundesamt  
Außenstelle Frankfurt/M. 
Untermainkai 23-25 
60329 Frankfurt a.M. 

    

14. Hessische Gesellschaft  
für Ornithologie und Naturschutz e.V. 
Herrn Manfred Vogt 
Gartenstraße 8 
63694  Limeshain /Rommelhausen 

30.11.12 X  s. Brief Nr. 4 

15. Hessisches Landesamt  
für Umwelt und Geologie 
Rheingaustr. 186 
65203 Wiesbaden 

    

16. IHK Gießen-Friedberg 
Lonystraße 7 
35390 Gießen 

29.11.12  X  

17. Kreisausschuss des Wetteraukreises 
Fachdienst Strukturförderung und Umwelt 
Europaplatz 
61169 Friedberg 

27.11.12 X   

18. Landesamt für Denkmalpflege Hessen 
Schloss –Westflügel 
65203 Wiesbaden 

30.11.12 X   

19. Landesamt für Denkmalpflege Hessen  
Abt. Archäologische Denkmalpflege 
Schloss – Ostflügel 
65203 Wiesbaden 

05.11.12 X   

20. Landesjagdverband Hessen e.V. 
Postfach 16 05 
61216 Bad Nauheim 

30.11.12 X  s. Brief Nr. 4 

21. Magistrat der Stadt Bad Vilbel  
FB Soziale Sicherung 
Friedberger Str. 6 a 
61118 Bad Vilbel 

    

22. Magistrat der Stadt Bad Vilbel  
FD Straßenverkehrsbehörde 
Parkstraße 15 
61118 Bad Vilbel 

21.11.12  X  

23. Magistrat der Stadt Bad Vilbel  
FB Öffentliche Sicherheit und Ordnung 
Parkstraße 15 
61118 Bad Vilbel 

    

24. Magistrat der Stadt Bad Vilbel 
FD Wohnungswesen 
Friedberger Straße 6 a 
61118 Bad Vilbel 

    

25. Magistrat der Stadt Bad Vilbel  
FD Liegenschaftsabteilung  
Parkstraße 15 
61118 Bad Vilbel 

21.11.12  X  

26. Magistrat der Stadt Bad Vilbel 
Kämmerei 
Parkstraße 15 
61118 Bad Vilbel 
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27. Magistrat der Stadt Bad Vilbel 
FD Park- und Gartenanlagen, etc. 
Theodor-Heuss-Str. 47/51 
61118 Bad Vilbel 

    

28. Magistrat der Stadt Bad Vilbel 
FD Tiefbau/Abwasser 
Friedberger Str. 6 
61118 Bad Vilbel 

    

29. Magistrat der Stadt Bad Vilbel 
FB Finanzverwaltung 
Parkstr. 15 
61118 Bad Vilbel 

    

30. Magistrat der Stadt Bad Vilbel 
FD Betriebshof 
Friedberger Str. 6 
61118 Bad Vilbel 

    

31. Mainova AG 
Solmsstraße 38 
60486 Frankfurt a.M. 

    

32. Naturschutzbund Deutschland  
Landesverband Hessen e.V. 
Friedenstr. 26 
35578 Wetzlar 

30.11.12 X  s. Brief Nr. 4 

33. NRM Netzdienste  
Rhein-Main GmbH 
Solmsstr. 38 
60486 Frankfurt a.M. 

29.10.12  X  

34. Oberhessische  
Versorgungsbetriebe AG 
Hanauer Str. 9-13 
61169 Friedberg 

    

35. Regionalverband FrankfurtRheinMain 
Poststr. 16 
60329 Frankfurt a.M. 

28.11.12 X   

36. Polizeipräsidium Mittelhessen  
Regionaler Verkehrsdienst Wetterau 
Grüner Weg 3 
61169 Friedberg 

26.11.12 X   

37. Regierungspräsidium Darmstadt 
Dezernat Siedlungswesen und  
Bauleitplanung III 31.2 
Wilhelminenstr. 1-3 
64283 Darmstadt 

28.11.12 X   

38. Rhein-Main- 
Verkehrsverbund GmbH 
Alte Bleiche 5 
65719 Hofheim 

29.11.12 X   

39. Schutzgemeinschaft Deutscher Wald  
Landesverband Hessen e.V. 
Rathausstr. 56 
65203 Wiesbaden 

30.11.12 X  s. Brief Nr. 4 

40. Staatliches Schulamt für den  
Hochtaunuskreis und den Wetteraukreis 
Mainzer-Tor- Anlage 8 
61169 Friedberg 

26.10.12  X  



Nr. Träger Eingang Anreg. Bemerkungen
   Ja Nein  
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41. Stadtwerke Bad Vilbel GmbH 
Theodor-Heuss-Str. 47/51 
61118 Bad Vilbel 

31.10.12 X   

42. Unitymedia Group 
Berner Str. 117 
60437 Frankfurt a.M. 

08.11.12  X  

43. Unternehmerverband Hessischer  
Einzelhandel Mitte Süd e.V. 
Regionalbereich Hessen-Mitte 
Berliner Strasse 72 
60311 Frankfurt am Main 

    

44. Verband Hessischer Fischer e.V. 
Hauptgeschäftsstelle 
Rheinstr. 36 
65185 Wiesbaden 

30.11.12 X  s. Brief Nr. 4 

45. Wanderverband Hessen e.V. 
Erbismühler Weg 25 
61276 Weilrod 

30.11.12 X  s. Brief Nr. 4 

46. Wasserverband Nidda 
Leonhardstr. 7 
61169 Friedberg 

    

47. Zweckverband für die 
Wasserversorgung des  
Unteren Niddatales 
Rathausplatz 1 
61184 Karben 

    

48. Garten- und Anlagen-Design Jadranka 
Lindel & Rolf-Uwe Lindel 
Dienstleistungsservice 
Seestraße 4 
61118 Bad Vilbel 

07.11.12 X   

49. Fam. Ebert 
Niddablick 4 d 
61118 Bad Vilbel 

29.11.12 X   

50. Rolf und Marita Marburger 
Wilhelmstr. 5 
61118 Bad Vilbel 

29.11.12 X   

51. Danijel und Biljana Barbojevic 
Dieselstraße 20 b 
61118 Bad Vilbel 

29.11.12 X   

52. Heiko M. Ebert 
 
61118 Bad Vilbel 

28.11.12 X   

53. B+R+C Nauck 
Wilhelmstraße 2 
61118 Bad Vilbel 

30.11.12 X   

54. Horst, Hildegard, Marc und Christin Winter
Dieselstraße 20 
61118 Bad Vilbel 

28.11.12 X   

55. traffiQ Frankfurt am Main 
Stiftstr. 9-17 
60313 Frankfurt am Main 

30.11.12 X   

 
 




